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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 44° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 20° September 1975 durch

den Vorsitzenden Richter Dr° H a u e i s e n‚ die

Richter H e y e r und Dro B u s s und die

ehrenamtlichen Richter H e i m a n n und

D e m b o w 3 k i für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Niedersachsen vom 10° März 1972

wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstattena
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die vodeläger

nach Art° 2 S 50 des AngestclltenversicherungsuNeu—

regelungsgesetzes (AnVNG) nachentrichteten Beiträge

auf seine Erwerbsunfähigkeitsrente anzurechnen sind°

Der 4909 geborene Kläger ist Inhaber des_Vertriebenen-

ausweises Co Er war von 4924 bis 4956 versicherungs—

pflichtig beschäftigt und von 4957 bis 4945 als selbe

ständiger Kaufmann in Mecklenburg tätiga Von November

4945 bis Mai 4946 war er im Gebiet der heutigen Bun—

desrepublik versicherungspflichtig beschäftigto Seit

dem 40 April 4967 bezieht er Rente wegen Berufsun—

vfähigkeit (Eintritt des Versicherungsfalles am

270 April 4967)° Im Dezember 4969 entrichtete der
Kläger für die Zeit von Mai 4958 bis Januar 4968 ins—

gesamt 459 Monatsbeiträge‚ nachdem die Beklagte die

Nachentrichtung von freiwilligen Beiträgen für die

Zeit vom 4° Juni 4925 bis zur Vollendung des 650

Lebensjahres für zulässig erklärt hatte (Bescheid

vom 47° April 4969)° '

Den im Juli 4970 gestellten Antrag des Klägers? die
Rente wegen Berufsunfähigkeit in eine Rente wegen
Erwerbsunfähigkeit umzuwandeln, lehnte die Beklagte

zunächst ab‚ erkannte aber diesen Anspruch während

des Klageverfahrens an° Der Kläger bezieht daher

seit Juli 4970 (Eintritt des Versicherungsfalles

am 500 Juni 4970) Rente wegen Erwerbsunfähigkeit
(Bescheid vom 490 April 4974)° Die Beteiligten
streiten jetzt nur noch um die Berechnung dieser '
Rente‚ der die Beklagte die nachentrichteten Bei-

träge nicht zugrunde gelegt hat°
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Das Sozialgericht (SG) hat der Klage stattgegeben und
.die Beklagte verurteilt, die Erwerbsunfähigkeitsrente

unter Berücksichtigung der nachentrichteten 459 Monats—

beiträge neu zu berechneno ' .

Auf die Berufung der Beklagten hat das Landessozialge—

richt (LSG) mit Urteil vom 40° März 4972 das erstin—
stanzliche Urteil aufgehoben und die Klage abgewiesen()

Nach der Ansicht des LSG sind die im Jahre 4969 nachent—

1ichteten 459 Monatsbeiträge auf die Erwerbsunfähigkeits—

rente nicht anzurechneno Das ergebe sich aus den 55 444

Abs„ 4 und 40 Abs° 2 des Angestelltenversicherungsge—’

setzes (AVG)° Art° 2 5 50 Abs° 4 AnVNG stelle zwar eine
Sondervergünstigung dar, die nicht nach den allgemeinen_

Grundsätzen beurteilt werden könne, welche für das - in

die Zukunft gerichtete — Recht der freiwilligen Weiter—

versicherung gelten; 5 40 Abs° 2 AVG bilde daher an sich

keinen geeigneten Ausgangspunkt, um die Anrechenbarkeit

der wirksam nachentrichteten Beiträge zu bestimmeno Das

gelte aber nur dannn, wenn es sich um einen Versiche—

rungsfall handele, der vor dem Stichtag des 40 Januar

4967 eingetreten sei° Der Endtermin, bis zu dem der Ein—

tritt des Versicherungsfalles die Beitragsnachentrichtung

nicht ausschließe, bilde gleichzeitig hinsichtlich der

Anrechenbarkeit der Beiträge die Begrenzung für die Un—

anwendbarkeit der allgemeinen gesetzlichen Vorschrifteno

Bei Eintritt des Versicherungsfalles nach dem

4967 — wie hier — könnten deshalb während der Berufs-

oder Erwerbsunfähigkeit entrichtete freiwillige Beiträge

nur auf das Altersruhegeld und die Hinterbliebenenrenten

40 Januar

angerechnet werden()

Der Kläger hat dh vom LSG zugelassene Revision einge-

legt mit dem Antrag,

das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Berufung der Beklagten gegen das erst—

instanzliche Urteil zurückzuweiseno
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Er rügt die Verletzung von Art° 2 5 50 AnVNG und meint,

die Entscheidung des LSG beruhe auf einer unrichtigen

Anwendung der 55 40 Abso 2, 444 AVG° Das Bundessozial—

gericht (BSG) habe bereits klargestellt, daß das außer-

ordentliche Nachentrichtungsrecht des Art, 2 5 50 AnVNG
nicht nach den Grundsätzen zu beurteilen sei, die für

das Recht der freiwilligen Weiterversicherung gelten,

sondern sich auf die Anwendung der 55 52 Abs° 8 und
55 Abso 4 AVG beschränke° Für die Ansicht des LSG, daß

diese besondere Behandlung der nachentrichteten Beiträge

‘ nur für Versicherungsfälle ygg dem 4° Januar 4967 gelte,

fehle jede Begründungo Im übrigen habe die Beklagte

weder bei der Zulassung der Nachentrichtung noch bei

der Entgegennahme der Beiträge irgendwelche Einschrän-

kungen hinsichtlich ihrer Anrechnung gemacht, wozu sie

— bei Übereinstimmung der jetzt von ihr vertretenen

Auffassung mit den gesetzlichen Bestimmungen — verpflich-

tet gewesen wären

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisene

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend, Die
Revision berufe sich zu Unrecht auf das Urteil des BSG

vom 7° Juli 4964 (BSG 24, 495)° Nach dem eindeutigen

Wortlaut der 55 40 Abs° 2 und 444 Abs° 4 AVGsei es
dem Versicherten schon nach dem Eintritt der Berufs—

'unfähigkeit verwehrt, freiwillige Beiträge für die

Zeit davor zur Anrechnung auf die Rente wegen Erwerbs—

unfähigkeit zu entrichten, Es könne nach der Ent—
stehungsgeschichte der Vorschrift zweifelhaft sein,

ob der Gesetzgeber dieses Ergebnis gewollt habe° Dennoch

dürften die Bestimmungen der 5% 40 Abs° 2 und 444
Abs() 4 AVG nicht von der Rechtsprechung im Sinne des

reinen Versicherungsprinzips dahin korrigiert werden,

daß nur die Anrechnung für den bereits eingetretenen

..5..JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5...

Versicherungsfall ausgeschlossen sein solle° Es müsse

angenommen werden, daß die 55 40 Abs° 2 und 444 Abso4
AVG das Risiko des Versicherungsträgers absichtlich

beschränkten, um ihn nicht zu sehr zu belasten°

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne münd—
'liche Verhandlung einverstandeno

II

Die Revision des Klägers ist unbegründet°

Streitig ist allein die Anrechenbarkeit der vom
Kläe

ger nach Art° 2 5 50 Abs° 4 Satz 2 AnVNG idF des
Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom
90 Juni 4965 (BGBl I so 476) rechtmäßig nachentrich—
teten 459 Beiträge auf seine Erwerbsunfähigkeits—

rente° Bei diesen Beiträgen handelt es sich um frei—

willige Beiträge, die 9933 Eintritt der Berufsunfühig-

keit (27° April 4967) und ygg Eintritt der Erwerbs—
unfähigkeit entrichtet worden sind für Zeiten„ die

zum überwiegenden Teil vor, teils aber auch nach Ein-

tritt der Berufsunfähigkeit liegen°

Nach 5 40 Abs„ 2 AVG in der bis zum
Rentehreformgeé

‘setz (RRG) vom 460 Oktober 4972 geltenden Fassung

versicherung nur zur Anrechnung für das Altersruhe—

geld und die Hinterbliebenenrente‚ also nicht zur An-

rechnung für eine Rente wegen Berufsunfähigkeit oder

Erwerbsunfähigkeit, erfolgen° % 444 Abs„ 4 AVG ver—
gbietet darüber hinaus die Bntrichtung freiwilliger

Beiträge 9393 Eintritt der Berufsunfähigkeit (der Er—

werbsunfähigkeit oder des Todes) für Zeiten yg;hgr;
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Schon das LSG hat dazu zutreffend dargelegt, daß

darin kein Entrichtungsverbot schlechthin liegt,

diese Vorschrift vielmehr ebenfalls nur ein Anrech—

nungsverbot enthält° Anders als bei Pflichtbeiträ—

gen können deshalb nach Eintritt der Berufsunfähig—

keit, aber vor Eintritt der Erwerbsunfähigkeit ent—

richtete freiwillige Beiträge weder für die Berufs—

unfähigkeitsrente noch für die Erwerbsunfähigkeits—

rente berücksichtigt werden (vgl° Brackmann, Hand-

buch der Sozialversicherung Bd() III SO 652 g)°

Die 55 40Abs, 2 aFund441Abs; 4 AVGsind zwar
insoweit Auswirkungen des Versicherungsprinzips, als

sie nach Eintritt eines bestimmten Versicherungs—

falles (ZOB° Berufsunfähigkeit) die Leistung frei—

williger Beiträge für Zeiten nach und vor Eintritt
dieses bestimmten Versicherungsfalles nicht zur An-

rechnung auf die Leistung aus diesem bestimmten Ver—

sicherungsfall gestatten° Hier aber geht es um de

Frage, ob eine Anrechnung auch auf einen späteren

anderen Versicherungsfall entfällt° Das läßt sich

aus dem Versicherungsgedanken allein nicht herlei-

ten() Das BSG hat bereits im Urteil vom 25° Juni 4974

— 4/44 RA 422/69 (BSG 53, 44, 45) dargelegt, daß und

weshalb die 2323 Eintritt der Berufsunfähigkeit ent—
richteten freiwilligen Beiträge auf den Versiche—

rungsfall der Erwerbsunfähigkeit grundsätzlich nicht

anrechenbar sind° Die Einführung der dort erläuter—

ten Stufen— und Wertfolge der beiden auf der Renten-

reform des Jahres 4957 beruhenden neuen Versicherungs-

fälle der Berufsunfähigkeit und der Erwerbsunfähig-

keit habe dazu geführt, daß grundsätzlich nach Ein-

tritt des geringerwertigen Versicherungsfalles noch

Beiträge entrichtet werden können, die auf den nächst

{höheren Versicherungsfall anzurechnen sind° Hiervon
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habe der Gesetzgeber nur insofern Ausnahmen angeord»
net9 als nach Eintritt der Berufsunfähigkeit keine

freiwilligen Beiträge mehr entrichtet werden können?

die auf den Versicherungsfall der Erwerbsunfähigkeit
anrechenbar sind, und daß der Empfänger eines Alters—

ruhegeldes keine Beiträge mehr entrichten kann‚ die

im Falle seines Todes die Höhe der Hinterbliebenen—

renten beeinflussene Diesen Regelungen habe ersicht—

lich uoao der Gedankengang zugrunde gelegen9 daß

sich hier andernfalls Möglichkeiten ergeben hätten9

das Versicherungsrisiko allzu sehr und einseitig zum
Nachteil des Versicherungsträgers zu verschiebeno

Der Senat hält an dieser Rechtsprechung fest„ Sie wird

durch den Wortlaut des 5 40 Abso 2 AVG aF gestützt;
danach konnte ”während einer Berufsunfähigkeit oder

Erwerbsunfähigkeit” eine Weiterversicherung nur zur
Anrechnung auf Altersruhegeld und Hinterbliebenen—

_
rente erfolgen° Hiervon ausgehend war auch 5 444 Abso4

AVG nichtanders zu verstehen, was die zeitlich noch

mehr zurückreichenden Beiträge für Zeiten ER£ einer
Berufsunfähigkeit betraf° Offenbar bestand die Be—

fürchtung, daß ein Versicherter‚ bei dem bereits Be—

rufsunfähigkeit eingetreten ist, ein so erhebliches

Risiko hinsichtlich des Eintritts der Erwerbsunfähig—

keit darstelle, daß man die Nachentriohtung von frei-

willigen Beiträgen für diesen nächst höheren Ver—

sicherungsfall nicht mehr zulassen könne°

Die auf @ 444 Abs° 4 und 5 40 Abso 2 AVG idF vor dem
RRG beruhende Regelung wird allerdings durch die Vor—

schrift des Art° 2 % 50 Abso 4 AnVNG durchbrocheno

Hiernach darf ein bestimmter begünstigter Personen—

kreis, zu dem der Kläger unstreitig zählt, für die

Zeit vor Vollendung des 65„ Lebensjahres bis zum

4° Januar 4924 zurück freiwillige Beiträge nachent—
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richten° Nach Abs° 4 Satz 4 dieser Vorschrift steht

der Eintritt des Versicherungsfalles vor dem

4° Januar 4967 der Nachentrichtung von Beiträgen

nicht entgegen° Das bedeutet, daß sich die nachent—

richteten Beiträge auch auf den
zur Zeit der Nach—

entrichtung bereits eingetretenen Versicherungsfall

— und bei Berufsunfähigkeit auch auf den Versiche—

rungsfall einer späteren Erwerbsunfähigkeit — aus—
wirken (BSG 24, 495)° Ist dagegen —wie hier —der
Versicherungsfall erst nach diesem Endtermin (4°

Januar 4967) eingetreten, so gelten für die Anrechen—

barkeit der nachentrichteten freiwilligen Beiträge die

allgemeinen gesetzlichen Vorschriften (5 444 Abs° 4

und @ 40 Abso 2 AVG aF)° Für ein anderes Verständnis

dieses Endtermins fehlt ein sinnvoller Grund° Von

denjenigen, bei denen der Versicherungsfall bis zu
diesem Zeitpunkt nicht eingetreten war, konnte er—

wartet werden, daß sie von ihrer Nachentrichtungs-

berechtigung sobald wie möglich Gebrauch machten°

Das LSG hebt mit Recht hervor, daß in solchen

Fällen ein Schutzbedürfnis entfällt° Die Revision

beruft sich insoweit zu Unrecht auf das Urteil des

BSG vom 7o JUli 4964 —4 RA 255/64 (BSG aaO)° Dort ist

zwar dem Entschädigungsgedanken in Art° 2 5 50 AnVNG

der Vorrang eingeräumt vor dem Versicherungsgedanken,

wie er in den 55 52 Abs° 8 und 55 Abs° 4 AVG zum Aus-
druck kommt° ES wird aber ebenso deutlich gesagt, daß

der in Art° 2 5 50 Abs° 4 AnVNGgenannte Endtermin
nur dann sinnvoll erscheine, wenn bis dahin der Ver—

' sicherungsfall als Hinderungsgrund nicht nur für die
Nachentrichtung, sondern auch für die Anrechenbar—

keit der Beiträge entfalle, und ferner, daß der Ver—
sicherungsgedanke nur solange unberücksichtigt blei—

ben könne, als nicht der Versicherungsfall 9993 dem

genannten Stichtag eintritt (BSG 24, 495, 496, 497}„
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Die Begünstigung des in Art° 2 5 50 Abs„ 4 AnVNG
ge—

nannten Personenkreises bedeutet bereits eine erheb—

liche Erhöhung des Versicherungsrisikos zum Nachteil

des Versicherungstr'ägerso Es ist — jedenfalls für die

Vergangenheit — kein überzeugender Grund ersichtlich„

weshalb dieses Risiko durch Anrechnung der nachentrich—

teten Beiträge auf eine Erwerbsunfähigkeitsrente zum
Nachteil der Versichertengemeinschaft noch zusätzlich

hätte erhöht werden sollen (vgl° Waldmann in Deutsche

Rentenversicherung 4974‚ So 85 ff)°

zwar ist die bisherige Einschränkung des S 40 Abs° 2
AVG aF durch seine Neufassung auf Grund des RRG vom
460 Oktober 4972 entfallen‚ so daß nach der zur Zeit

geltenden Regelung die während einer Berufsunfähigkeit

e3trichteten freiwilligen Beiträge auch schon bei einer

Erwerbsunfähigkeitsrcnte angerechnet werdeno Möglicher—

weise wird sich diese Gesetzesänderung auch auf die Aus—

legung des 5 444 Abs° 4 AVG künftig auswirken müssen
(vglc Albrecht in "Mitteilungen der LVA Berlin“ 4975

8° 408 ff)c Die neue Regelung gilt aber erst für Vere

sicherungsfälle‚ die seit dem Inkrafttreten des RRG

(490 Oktober 4972) eingetreten sind (Art„ 6 5 8 Abs° 2

RRG)° Gerade diese Neuregelung macht deutlich‚ daß es
nach der bisherigen Regelung nicht zulässig gewesen
ist, die vom Kläger nachentrichteten freiwilligen Beiträge

auf seine Erwerbsunfähigkeitsrente anzurechneno

Der Meinung der Revision, dem Kommentar von Eicher/Haase

“Die Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten",

4° Auflo‚ Arto 2 5 50 AnVNG$ Anne 5 b Abs° 47 wonach

die nach Eintritt der Berufsunfähigkeit und Erwerbsun—

fähigkeit entrichteten freiwilligen Beiträge — gleich—

gültig„ ob sie für Zeiten vor oder nach Eintritt des Ver«

sicherungsfalles bestimmt sind — sich nur auf das Alters—
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ruhegeld und die Hinterbliebenenrente auswirken, sei

zu entnehmen, daß sie schon bei seiner Erwerbsunfähigé

keitsrente anzurechnen seien, vermag der Senat nicht

zu:■algen° Ein überzeugender Anhaltspunkt für die "An;

nahme" des Klägers ist nicht zu erkenneno In Anbe—-

tracht der bislang bestehenden gesetzlichen Regelung

hatte die Beklagte auch keinen Anlaß, den Kläger bei

Entgegennahme der nachentrichteten Beiträge besonders

darauf aufmerksam zu machen, daß diese Beiträge bei
einer späteren Errerbsunfähigkeitsrente nicht berück—
sichtigt werden könnten°

Die Revision des Klägers ist demnachunbegründet und
muß deshalb zurückgewiesen werden (% 470 Abs° 4 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

Die Kostenentscheidung beruht auf % 195 SGG„
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